
Kapitel 1: Erhalten, was uns erhält: unsere
natürlichen Lebensgrundlagen schützen
43. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz 
9. - 11. November 2018, Leipzig

Antragsteller*in: Inge Prestele (Lüneburg KV)

Änderungsantrag zu EP-U-01

Von Zeile 521 bis 522 einfügen:
sowie regionale Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen aufbauen, um eine Infrastruktur für

regionale, tierschutzkonforme Schlachtung zu schaffen. Alle Schlachthöfe müssen

videoüberwacht werden: vom Abladen bis zum Ende des Ausblutens der Tiere. Dabei

aufgedeckte Verstöße gegen das Tierschutzgesetz müssen konsequent, hart und sofort

geahndet werden.

Begründung

Die europäischen Länder transportierten jährlich etwa 1,4 Milliarden lebender Tiere innerhalb der

EU. Die Mehrzahl der Transporte führt zum Schlachthof.

Dort müssen die Tiere so betäubt werden, „dass sie schnell unter Vermeidung von Schmerzen oder

Leiden in einen bis zum Tod anhaltenden Zustand der Empfindungs- und Wahrnehmungslosigkeit

versetzt werden.“ (Tierschutzschlachtverordnung § 12 Absatz 1)

Doch allein in Deutschland erleiden 1/3 aller Rinder einen fehlerhaften Bolzenschuss, 500.000

Schweine werden nicht richtig betäubt und erleben das Verbrühen im Brühbad bei vollem

Bewusstsein. Auch Hühner, Puten und Gänse erleben häufig ihren eigenen Tod bei vollem

Bewusstsein mit.

Gründe dafür sind, dass Schlachthöfe hermetisch geschlossene Betriebe sind, in denen im Akkord

von zunehmend ungelernten Arbeitern getötet wird. Kontrolleure sind zu selten vor Ort oder direkt

vom Betreiber abhängig.

In Frankreich sollen ab 2018 bereits sämtliche Schlachthöfe mit Kameras ausgestattet sein. Auch in

den Niederlanden gibt es derartige Bestrebungen. Die Videoaufnahmen können Tierärzte und

Tierschutzbeauftragte auswerten.
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